
sichtlich der Ursachenerforschung zwei Varianten un
terschieden werden. Die erste Variante wäre die, daß 
der Tatbestand einer Rechtsnorm eine Reihe von Ur
sachen und Bedingungen des Streitfalls als rechtsbe
gründende Tatsachen statuiert und sie damit zum Ge
genstand des „Sachverhalts“ macht. Ein klassisches Bei
spiel dafür ist § 24 FGB. In diesem Fall gilt hinsichtlich 
der Wahrheitserforschung der Ursachen und Bedingun
gen alles, was für die Sachverhaltsaufklärung allgemein 
festgelegt ist. Die zweite Variante betrifft alle die Ur
sachen und Bedingungen, deren Klärung nicht als Vor
aussetzung für die Entscheidung des Rechtskonflikts 
zu betrachten ist, ohne deren Klärung also trotzdem 
antragsgemäß entschieden werden kann. Hinsichtlich 
dieser Ursachen und Bedingungen kann die Forderung 
nach wahrheitsgemäßer Feststellung nicht erhoben 
werden.
Das heißt jedoch nicht, daß sich das Gericht diesen Tat
sachen nicht oder ohne spezielles Interesse zuwenden 
sollte. Damit würden die Stellung des Gerichts im 
Rechtsverwirklichungsprozeß verkannt und Prozesse 
im Sinne isolierter Einzelfallentscheidung erledigt. 
Worauf es ankommt — allerdings auch nur ankommen 
kann — ist, daß das Gericht auch in diesen Fällen alle 
Anhaltspunkte für Ursachen und Bedingungen von 
Rechtskonflikten aufgreift und aufzudecken versucht, 
um sie dann an die staatlichen Organe und Einrichtun
gen sowie gesellschaftlichen Organisationen heranzu
tragen, die zu ihrer Behandlung berufen sind bzw. ihre 
Behandlung erwirken können.
Aus allem ergäbe sich allerdings eine bedeutende Auf
gabe für die Gesetzgebung, speziell für die Gesetzge
bung auf dem Gebiet des Zivilrechts. Die bisherigen 
Kodifikationsvorstellungen müßten noch einmal unter 
dem Gesichtspunkt überprüft und durchdacht werden, 
i n w i e w e i t  durch sie auch Ursachen von Rechtsver
letzungen als rechtsbegründende, -gestaltende oder 
-vernichtende Tatsachen mit zu erfassen wären. Mit 
einer in dieser Beziehung vervollkommneten Gesetz
gebung könnte den Gerichten eine wesentliche Anlei
tung gegeben werden.
Ein Rechtsstreit darf erst entschieden werden, wenn das 
Gericht alles getan hat, um den für die Entscheidung 
notwendigen Sachverhalt aufzuklären. Damit wird dem 
in den letzten Jahren entwickelten rechtspolitischen 
Grundsatz Ausdruck verliehen, daß eine der wesent
lichen Pflichten des Gerichts darin besteht, von sich aus 
alles zu tun, um den Sachverhalt vollständig aufzuklä
ren. In Verbindung mit den gesetzlichen Anforderungen 
an die Parteien zeigt sich, daß die Grundorientierung 
des Entwurfs von einer echten Zusammenarbeit zwi
schen Gerichten und Parteien ausgeht.
Ein völlig neuer Aspekt ist allerdings der, daß die Mög
lichkeit berücksichtigt wird, daß ein Gericht trotz aller 
Bemühungen den für die (antragsgemäße) Entscheidung 
notwendigen Sachverhalt nicht aufzuklären vermag. Mit 
dieser Formulierung im gegenwärtigen Entwurf wurde 
die dem Leben widersprechende Forderung aufgegeben, 
wonach eine Entscheidung erst zulässig sein sollte, wenn 
der für sie erhebliche Sachverhalt v o l l s t ä n d i g  auf
geklärt worden ist. Die Praxis beweist immer wieder, 
daß es durchaus Fälle, gibt, in denen selbst die verein
ten Anstrengungen des Gerichts, der Parteien und der 
sonstigen Prozeßbeteiligten nicht ausreichen, um eine 
Sache vollständig aufzuklären. In solchen Fällen bleibt 
nichts anderes übrig, als nach Beweislastgrundsätzen zu 
entscheiden. Dieser Tatsache ist mit der genannten For
mulierung Rechnung getragen.
Die Bürger nehmen in Verwirklichung ihres Rechts auf 
Mitgestaltung aller staatlichen und gesellschaftlichen 
Angelegenheiten aktiv und unmittelbar an der Durch

führung des gerichtlichen Verfahrens teil. Ihre aktive 
Mitwirkung am gerichtlichen Verfahren ist auf die Lö
sung des jeweiligen Rechtsstreits gerichtet und dient 
insbesondere der umfassenden Aufklärung des Sachver
halts, der Überwindung der Ursachen, Bedingungen und 
Auswirkungen des Streitfalls, der Vorbeugung und Be
kämpfung von Rechtsverletzungen und der Erhöhung 
des Rechtsbewußtseins. Dementsprechend haben auch 
die Prozeßparteien das Recht und die Pflicht, an dem 
Verfahren teilzunehmen und bei der Feststellung des 
Sachverhalts und der Ursachen und Bedingungen des 
Streitfalls mitzuwirken. Dabei sind sie stets verpflichtet, 
ihre Erklärungen vollständig und wahrheitsgemäß ab
zugeben.
Es soll hier nicht weiter auf Einzelheiten der Parteimit
wirkung, insbesondere auf ihre Dispositionsbefugnisse 
in materieller und prozessualer Hinsicht, eingegangen 
werden. Der Entwurf geht u. a. davon aus, daß die Par
teien regelmäßig persönlich am gerichtlichen Verfah
ren teilnehmen und auch aktiv an der Gestaltung des 
Prozesses mitwirken, so z. B. durch eigene Erklärungen 
zur Sache, aber auch durch Benennung von Beweismit
teln usw. Insofern wird das Recht zur Mitwirkung zu
gleich auch als prozessuale Pflicht statuiert. Der Ent
wurf geht von der Einheit von Rechten und Pflichten 
aus, er begnügt sich demgemäß auch nicht damit, Rechte 
im Sinne von gesetzlich vorgesehenen Möglichkeiten 
festzulegen, sondern organisiert zugleich auch die Ver
wirklichung ihres realen Gehalts. Das schlägt sich u. a. 
in dem Grundsatz
der prozessual gleichberechtigten Stellung der Parteien 
im Verfahren nieder, dessen Realisierung das Gericht 
zu gewährleisten hat. Gewährleisten heißt keineswegs 
nur, den Parteien passiv Raum zu geben, ihnen recht
liches Gehör einzuräumen, sondern fordert vom Gericht, 
die Parteien aktiv in den Stand zu versetzen, sich dem 
Verfahren entsprechend angemessen zu verhalten. Des
halb hat es die Parteien über ihre Rechte und Pflichten 
aufzuklären und ihnen die zur Durchsetzung ihrer 
Rechte und rechtlich geschützten Interessen notwendi
gen Hinweise zu geben. Das Gericht erörtert mit den 
Beteiligten den Sachverhalt, gibt ihnen Gelegenheit, 
ihren Standpunkt vorzutragen, belehrt sie über ihre 
Rechte und Pflichten, berät mit ihnen die notwendigen 
Maßnahmen und wirkt darauf hin, daß sachdienliche 
Anträge gestellt werden. Es hat die Parteien während 
des gesamten Verfahrens, speziell aber während der 
Verhandlung anzuhalten und zu unterstützen, ihre pro
zessualen Rechte wahrzunehmen und ihre Pflichten bei 
der Erforschung der Wahrheit und der Aufdeckung der 
Ursachen und Bedingungen des Konflikts gewissenhaft 
zu erfüllen.
Zusammenfassend kann also festgestellt werden,
— daß die Prozeßprinzipien materiell und damit histo

risch bedingt sind, daß sie Klassencharakter haben;
— daß die Herausbildung und Durchsetzung sozialisti

scher Verfahrensgrundsätze ein langwieriger, kom
plizierter Prozeß war, in dem die Überwindung der 
Verhandlungsmaxime und die Erarbeitung des Prin
zips der Erforschung der objektiven Wahrheit im 
Mittelpunkt standen;

— daß die Herausbildung und Durchsetzung der sozia
listischen Prozeßprinzipien ein ständiges und grund
legendes Anliegen des Obersten Gerichts war, wo
bei es ganz im Sinne der Festigung der sozialisti
schen Gesetzlichkeit vornehmlich darum ging, das 
Verhältnis des Bürgers zu seinem Staat immer enger 
und vertrauensvoller zu gestalten und

— daß die sozialistischen Prozeßprinzipien nichts Ab
geschlossenes, Fertiges sind, sondern sich — so wie 
die Gesellschaft selbst — ständig weiter entwickeln 
müssen.

220


